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10. Zwischenbericht  
zum Sachstand des kreisweiten Prozesses der  

interkommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau 
(Stand: Oktober 2023)  

 
Die 14 Städte und Gemeinden des Kreises Groß-Gerau und der Kreis Groß-Gerau haben sich 

im Jahr 2013 in einem gemeinschaftlichen Prozess auf den Weg gemacht, ihre interkommunale 

Zusammenarbeit (IKZ) nachhaltig auszubauen. Über die Inhalte und Ergebnisse der Projekte 

sowie die Arbeitsmethodik und die Steuerung des Prozesses wurden Gremien und Öffentlichkeit 

seitdem in regelmäßigen Zwischenberichten jährlich informiert. Die Berichte und weitere Mate-

rialien sind auf der IKZ-Website https://ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Down-

load abrufbar.  
   

 

 

 
 

Der vorliegende 10. Zwischenbericht enthält die wesentlichen Aktivitäten und Ergebnisse im 

10. Jahr des kreisweiten IKZ-Prozesses in der Zeit von November 2022 bis Oktober 2023. Aus 

Gründen der Vollständigkeit der Darstellung werden auch einige Informationen aus früheren 

Berichten nachfolgend – in aktualisierter und erweiterter Form – aufgenommen.  

 

Für Rückfragen zum Bericht oder zu einzelnen IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen 

steht als Ansprechpartnerin der IKZ-Lenkungsgruppe gerne zur Verfügung: 

 
 

 
Marion Götz - c/o Stadt Raunheim 

Stabsstelle Interkommunale Zusammenarbeit  

m.goetz@raunheim.de - 06142 / 402-216 

 

Weitere Informationen unter https://ikz.imkreisgg.de 

https://ikz.imkreisgg.de/
mailto:m.goetz@raunheim.de
https://ikz.imkreisgg.de/
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1.   Überblick über die kreisweiten IKZ-Projekte und -Umset- 
zungsmaßnahmen 

 
Die folgenden IKZ-Projekte und –Umsetzungsmaßnahmen wurden im Berichtszeitraum (No-

vember 2022 – Oktober 2023) abgeschlossen:  

 Bildung eines gemeinsamen örtlichen Verwaltungsbehördenbezirks „Überwachung von 

Gaststättenrecht“ (8 Kreiskommunen) 

 Einrichtung eines zentralen Fördermittelmanagements (13 Kreiskommunen) 

 Strom- und Gaseinkauf (13 Kreiskommunen, 9 kommunale Unternehmen – europaweite 

Ausschreibung für den Zeitraum 1.1.2024 – 31.12.2026) 

 Prüfung ortsveränderlicher elektrischer Anlagen (12 Kreiskommunen, 8 kommunale Unter-

nehmen – europaweite Ausschreibung für den Zeitraum 1.1.2023 – 31.12.2024) 

 Prüfung ortsfester elektrischer Anlagen (11 Kreiskommunen, 5 kommunale Unternehmen – 

europaweite Ausschreibung für den Zeitraum 1.4.2023 – 31.3.2026) 

 

Die folgenden IKZ-Projekte befanden sich im Berichtszeitraum noch in Bearbeitung oder 

wurden im Berichtszeitraum neu gestartet:  

 Beschaffung von Feuerwehrbedarf, Organisation der Instandhaltung (14 Kreiskommunen)  

 Klimaschutz (15 Kreiskommunen) 

 Organisation der Reinigung kommunaler Liegenschaften (8 Kreiskommunen) 

 Informationssicherheit / IT-Sicherheit (15 Kreiskommunen) 

 Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes (13 Kreiskommunen) 

 Smart Cities / Smart Region (14 Kreiskommunen) 

 

Darüber hinaus wurde im Berichtszeitraum folgendes interkommunale Beschaffungsverfahren 

neu gestartet:  

 Klärschlammentsorgung (8 Kommunen – europaweite Ausschreibung, für den Zeitraum 

1.6.2024 – 31.12.2028) 

 

Die folgenden IKZ-Projekte wurden seit dem Start des kreisweiten IKZ-Prozesses 2013 – 2022 

erfolgreich umgesetzt: 

 Beschaffungswesen (Basis-Projekt)  

 Strom- und Gaseinkauf (3 europaweite Vergabeverfahren im Zeitraum 2016 - 2023) 

 Prüfung elektrischer Anlagen (4 europaweite Vergabeverfahren im Zeitraum 2017 - 2022) 

 Kommunales Vergabezentrum 

 E-Government 

 Klärschlammentsorgung 

 Ausbau der Elektromobilität 

 Einführung der E-Rechnung / Elektronischer Rechnungsworkflow 

 Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes  

 Gründung eines Landschaftspflegeverbands 

 Einführung der e-Akte / eines Dokumentenmanagementsystems  

 

Über diese Projekte und Umsetzungsmaßnahmen enthalten die IKZ-Jahresberichte 2013 – 

2022 weitere Informationen.  
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Aus den folgenden IKZ-Prüfprojekten sind bislang aus unterschiedlichen Sachgründen noch 

keine Kooperationen hervorgegangen oder eine IKZ-Umsetzung steht noch bevor: 

 Bezügeabrechnung 

 Standesamtswesen 

 Streusalzmanagement (IKZ erfolgt durch gemeinsamen Einkauf des Streusalzes bei nächst-

fälliger Bestellung) 

 Aktivierung von Wohnraumpotenzial 

 Modularer Kita-Bau  

 

Der Start neuer IKZ-Projekte erfolgt stets in Abhängigkeit vom Abschluss vorheriger Projekte. 

Ziel ist die jeweils gleichzeitige Bearbeitung von fünf Aufgabenfeldern. Dies gewährleistet 

zum einen eine hinreichende Breite der IKZ-Bewegung und damit sichtbare Fortschritte im Ge-

samtprozess der kreisweiten interkommunalen Zusammenarbeit. Zum anderen ermöglicht es 

mit bestehenden Ressourcen die gebotene Steuerungsintensität und –qualität, um den Erfolg 

und die Nachhaltigkeit der Projekte und Maßnahmen zu sichern. 
 

Ein erwünschter Begleiteffekt des kreisweiten IKZ-Prozesses ist die Anregung zusätzlicher ört-

licher IKZ-Initiativen im Kreisgebiet. So haben sich seit 2013 neben dem zentral organisierten 

kreisweiten IKZ-Geschehen und eingebettet in dieses teilweise umfangreiche örtliche IKZ-Akti-

vitäten entwickelt. Beispielhaft hierfür ist die Zusammenarbeit der Städte Kelsterbach, Raun-

heim und Rüsselsheim unter dem Motto „Drei gewinnt“ zu nennen. Auf Basis des kreisweiten 

IKZ-Grundsatzbeschlusses begannen die drei Städte im Jahr 2013, in einem örtlichen IKZ-Pro-

zess mit gleicher Arbeitsmethodik vielfältige Aufgabenfelder der Verwaltung bezüglich der Po-

tenziale einer Zusammenarbeit in Projekten zu analysieren und anschließend Kooperationen 

dort, wo sie vorteilhaft waren, in die Tat umzusetzen. Ergebnis war u.a. 2015 die Einrichtung 

einer gemeinsamen Friedhofsverwaltung (landesweites Pilotprojekt), 2016 wurden die Bau-

betriebshöfe von Raunheim und Rüsselsheim in einer Anstalt öffentlichen Rechts zusammen-

geführt und 2017 folgte u.a. die Gründung einer Forstbetriebsgemeinschaft, der neben Rüs-

selsheim und Raunheim auch die Kreisstadt Groß-Gerau und die Gemeinde Büttelborn sowie 

zwischenzeitlich die Städte und Gemeinden Riedstadt, Flörsheim und Bischofsheim beigetreten 

sind.  

 

Die Städte Kelsterbach und Raunheim kooperieren seit 2019 durch Bestellung eines gemein-

samen Datenschutzbeauftragten bspw. auch auf dem Gebiet des Datenschutzes sowie dar-

über hinaus auf weiteren Feldern. Die Gemeinden Büttelborn, Nauheim und Trebur haben 2022 

eine interkommunale Zusammenarbeit im Bereich OZG/Digitalisierung vereinbart und eine ge-

meinsame Vollzeitstelle geschaffen, die Aufgaben der Konzepterstellung, Koordinierung und 

Realisierung der notwendigen Umsetzungsaktivitäten zur Digitalisierung für die drei Verwaltun-

gen wahrnimmt.  

 

Die Beteiligung der 15 Kreiskommunen (14 Städte und Gemeinden und Kreis Groß-Gerau) 

an den kreisweiten IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen im Jahr 2023 (Stand: 31. Ok-

tober) ist der folgenden Übersicht zu entnehmen: 
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Auf den folgenden Seiten werden die im Berichtszeitraum von November 2022 bis Oktober 

2023 realisierten interkommunalen Kooperationen sowie die noch in Bearbeitung befindlichen 

IKZ-Projekte detaillierter dargestellt.  
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1.1 Sachstand der IKZ-Projekte und -Umsetzungsmaßnahmen 
 

 

a)  Überwachung von Geldspielgeräten, Kontrolle der Einhaltung des 
Gaststättenrechts  

 

 Die Gewerbeordnung, die Spielverordnung und das Hessische 

Gaststättengesetz regeln die Voraussetzungen für die rechtmä-

ßige Aufstellung und den rechtmäßigen Betrieb von Geldspielge-

räten. Zunehmend werden jedoch in Gaststätten illegale Automa-

ten aufgestellt. Die Geräte bieten für Spieler ein hohes Verlustpo-

tenzial. Darüber hinaus wird häufig die höchstzulässige Zahl  

 der Spielgeräte pro Gaststätte überschritten. Die Missstände ha-

ben für die betroffenen Kommunen u.a. erhebliche Einnahmeausfälle bei der Spielapparate-

steuer zur Folge. Auch Abgabenhinterziehung und Geldwäsche werden hierdurch gefördert. 

Zudem steigt das Risiko der Entstehung oder Verstärkung einer Spielsucht.  

 

14 der 15 Kreiskommunen hatten daher im Jahr 2019 das Projekt „Prüfung einer IKZ zur Über-

wachung von Geldspielgeräten, Kontrolle der Einhaltung des Gaststättenrechts und Abrech-

nung der Spielapparatesteuer“ gestartet, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Die  

15. Kommune hat sich im Projektverlauf der Bearbeitung angeschlossen. Ziel des Projekts war 

die leistungsfähige und wirtschaftliche Organisation der Aufgabenerfüllung. Im Rahmen des 

Projekts wurde die Aufgabenorganisation in den beteiligten Kommunen vergleichend betrachtet 

(IST-Analyse) und die Möglichkeiten und Grenzen einer gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung 

wurden untersucht. Im Ergebnis hat die Projektgruppe festgestellt, dass eine interkommunale 

Kooperation auf diesem Aufgabenfeld zahlreiche positive Wirkungen haben würde: 

 die Sicherstellung der Aufgabenerfüllung in allen Kommunen, d.h. Erhöhung der Wirksam-

keit des Verwaltungshandelns bei der Missbrauchsbekämpfung und wirksame Aufrechter-

haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

 Kosteneinsparung durch Bündelung spezialisierten Personals und des Fachwissens, Ver-

meidung des Aufbaus und der Vorhaltung unwirtschaftlicher und wenig leistungsfähiger 

Splitter-Ressourcen in allen Kommunen (sonst dauerhafte Vorhaltung dezentralen Spezial-

wissens erforderlich, Vertretungsproblematik u.a.)  

 Leistungsverbesserung durch spezialisierte Mitarbeiter/innen 

 Reduzierung der Häufigkeit von Fehlverhalten durch Bußgeld-Erhebung  

 Reduzierung von Einnahmeverlusten bei Spielapparatesteuer und Verwaltungsgebühren 

 personalwirtschaftliche Vorteile (z.B. Personalentwicklungsmöglichkeiten durch Spezialisie-

rung, Vertretungsmöglichkeiten) 

 Sicherung des kreisweiten Informationsaustauschs  

 

Nach Prüfung verschiedener Modelle der Zusammenarbeit wurde von der Projektgruppe die 

Bildung eines gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirks gemäß § 82 HSOG empfohlen. 

Acht Städte und Gemeinden haben sich daraufhin 2022 dem Umsetzungsprojekt zur Bildung 

des gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirks angeschlossen. Die zeitliche Verzögerung bis 

zum Start des Umsetzungsprojekts entstand aufgrund der Corona-Pandemie, durch die die Per-

sonalressourcen u.a. der kommunalen Ordnungsämter stark beansprucht waren. Am Umset-

zungsprojekt beteiligt waren die Städte und Gemeinden Biebesheim am Rhein, Bischofsheim, 

Ginsheim-Gustavsburg, Kelsterbach, Nauheim, Raunheim, Riedstadt und Stockstadt am Rhein. 
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Im Rahmen des Projekts wurden die rechtlichen, organisatorischen, personellen und finanziel-

len Voraussetzungen für die Gründung des Verwaltungsbehördenbezirks erarbeitet. Grundlage 

seiner Tätigkeit ist eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die seine Aufgaben, seine Finan-

zierung sowie die Rechte und Pflichten der Vertragspartner regelt. Sitz des Verwaltungsbehör-

denbezirks ist die Stadt Raunheim.  
 

Nach Herbeiführung der kommunalen Gremienbe-

schlüsse, Unterzeichnung der öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung und erfolgreicher Stellenbesetzung hat 

der Verwaltungsbehördenbezirk „Überwachung von 

Gaststättenrecht (VBB)“ am 1.5.2023 seine Arbeit 

aufgenommen. Die Durchführung folgender Gesetze, 

Verordnungen, Satzungen und Aufgabengebiete 

(Überwachungstätigkeiten, Kontrollgänge, Anfertigung 

von Schriftsätzen und Verfügungen) für die o.g. acht Kommunen wurde ihm übertragen: 
 

1. Überprüfung der Einhaltung des Hessischen Gaststättengesetzes und erteilter Sondernut-

zungserlaubnisse im Rahmen der Außengastronomie, 

2. Überprüfung der Einhaltung des Hessischen Spielhallengesetzes und der Spielverordnung 

sowie die Erteilung der Bestätigung über die Geeignetheit des Aufstellortes eines Geldspiel-

gerätes gemäß § 33 c Abs. 3 GewO, 

3. Überprüfung der Einhaltung des Hessischen Nichtraucherschutzgesetzes, 

4. Überprüfung der Einhaltung des Jugendschutzgesetzes, 

5. Überprüfung der Einhaltung der Preisangabenverordnung, 

6. Überprüfung der Einhaltung des Verpackungsgesetzes  

7. Überprüfung von Lärmbeschwerden im Zusammenhang mit dem Betrieb von Gaststätten, 

8. Durchführung von Ordnungswidrigkeitsverfahren im Aufgabenbereich des Verwaltungsbe-

hördenbezirkes, die in der Zuständigkeit des Magistrates/Gemeindevorstandes liegen. 
 

Bereits nach kurzer Zeit konnte der Verwaltungsbehördenbezirk erste Erfolge verzeichnen, die 

auch in der örtlichen Presse ihren Niederschlag gefunden haben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Mainspitze 17.7.2023 Mainspitze 9.6.2023 Mainspitze 25.8.2023 
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b)  Aufbau Fördermittelmanagement 
 

Eine Vielzahl von Zuwendungsgebern auf allen staatlichen Ebe-

nen fördert Kommunen, ihre Einrichtungen und Beteiligungen 

durch finanzielle Mittel bei der Umsetzung von Projekten und Maß-

nahmen. Neben der Vielzahl an Fördermittelgebern mit jeweils ei-

genen und oft komplexen Anforderungen existiert eine Vielzahl un-

terschiedlicher Förderarten, z.B. Förderungen für Einzelmaßnah-

men, Förderungen auf Basis von Jahresprogrammen oder mehr-

jährigen Programmen sowie pauschale Förderungen. Diese unter-

scheiden sich wiederum in einer Vielzahl von Rahmenbedingungen und Voraussetzungen (z.B. 

Antragsstruktur, Antragsverfahren, wichtige Antragsdokumente, Bewertungskriterien im Aus-

wahlprozess). Die Beantragung und Abwicklung von Fördermitteln ist dementsprechend ge-

prägt von vielfältigen Anforderungen an die Antragsteller und Fördermittelempfänger z.B. 

hinsichtlich  

 der Qualität des Fördermittelantrags (fachlich, rechtlich, sprachlich (geeignetes „Wording“)) 

 der Beachtung zahlreicher Voraussetzungen und Nebenbestimmungen bei der Umsetzung 

der geförderten Maßnahme (Vergaberecht, Haushaltsrecht usw.) 

 der Finanzierungsplanung für die geförderte Maßnahme 

 umfangreicher Dokumentations- und Mitteilungspflichten an die fördermittelgewährenden 

Stellen sowie die Führung von Verwendungsnachweisen. 

 

Diesen Anforderungen gerecht zu werden, stellt für jede Kommune eine hohe Herausforderung 

dar. Vor diesem Hintergrund hatten sich 14 der 15 Kreiskommunen im Dezember 2020 zusam-

mengeschlossen, um in einem gemeinsamen Projekt die Voraussetzungen, Möglichkeiten und 

Chancen eines gemeinsamen Fördermittelmanagements zu prüfen und ggfs. anschließend eine 

interkommunale Zusammenarbeit auf diesem Feld zu realisieren. Die 15. Kommune hat sich im 

Projektverlauf der Bearbeitung angeschlossen. Ziel des Projekts war die optimale Ausschöp-

fung von Fördermitteln der EU, des Bundes, des Landes und anderer Finanzierungsquel-

len zum Zweck der bestmöglichen kommunalen Aufgabenerfüllung.  

 

Im Rahmen des Projekts wurde zunächst die Aufgabenorganisation in den beteiligten Kommu-

nen vergleichend betrachtet und die Bedarfslage vor Ort in Bezug auf das Fördermittelmanage-

ment festgestellt (IST-Analyse). Anschließend wertete die Projektgruppe Best-Practice-Bei-

spiele aus und untersuchte die Vorteilhaftigkeit einer möglichen künftigen gemeinsamen Aufga-

benwahrnehmung. Als Vorteile einer Kooperation wurden u.a. erkannt:  

 die verlässliche Sicherstellung der Aufgabenerfüllung in jeder Kreiskommune durch spezia-

lisierte Mitarbeiter/innen unabhängig von der örtlichen Personallage  

 die Erhöhung der Einnahmen aus Fördermitteln  

 die Vermeidung des Aufbaus unwirtschaftlicher und wenig leistungsfähiger Splitter-Ressour-

cen zur Aufgabenwahrnehmung in allen Kreiskommunen  

 Kosteneinsparungen und Aufwandsreduzierung in den Verwaltungen der Kreiskommunen 

 

Zwölf Kreiskommunen waren nach näherer Prüfung an der IKZ-Teilnahme interessiert und ha-

ben in der Folge einen Umsetzungsvorschlag für ein gemeinsames Fördermittelmanagement 

erarbeitet. Vorgeschlagen und realisiert wurde in der Folge eine zentrale Kompetenzstelle für 

Fördermittelmanagement, die allen teilnehmenden Kommunen in Fördermittelangelegenhei-

ten mit Rat und Tat zur Seite steht. Der Kreis Groß-Gerau hat seine Bereitschaft erklärt, diese 
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Kompetenzstelle in der Kreisverwaltung Groß-Gerau einzurichten. Grundlage der interkommu-

nalen Kooperation ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der die Aufgaben der Beratungsstelle, 

ihre Finanzierung und die Rechte und Pflichten der Vertragspartner regelt.  

 

 
 

Bild:  Arbeiten künftig auch im Fördermittelmanagement zusammen - v.l.n.r.: Bürgermeister Thomas Winkler (Mörfelden-Walldorf), 

Landrat Thomas Will, Erste Beigeordnete Ute Kroiß (Büttelborn), Bürgermeister Thomas Schell (Biebesheim am Rhein), Ers-

ter Stadtrat Heinz Adler (Gernsheim), Bürgermeister Manfred Ockel (Kelsterbach), Bürgermeister Thomas Raschel (Stock-

stadt am Rhein), Erster Kreisbeigeordneter Adil Oyan, Bürgermeister Thorsten Siehr (Ginsheim-Gustavsburg), Oberbürger-

meister Udo Bausch (Rüsselsheim am Main), Marion Götz (Leiterin IKZ-Lenkungsgruppe), Bürgermeister Erhard Walther 

(Groß-Gerau), Bürgermeister Ingo Kalweit (Bischofsheim)   

 

Nach Herbeiführung der kommunalen Gremienbeschlüsse, Unterzeichnung der öffentlich-recht-

lichen Vereinbarung und erfolgreicher Stellenbesetzung hat das interkommunale Fördermittel-

management am 1.4.2023 seine Arbeit aufgenommen. Es realisiert seitdem den Aufbau von 

zentralem Know-how und gewährleistet die Unterstützung der Rathäuser und des Kreishauses 

bei der Beantragung und Abwicklung von Fördermitteln. Als zentrale Kompetenzstelle steht es 

den Kommunen für qualifizierte Beratungen und die Anbah-

nung von Förderanträgen zur Verfügung, organisiert Quali-

fizierung und Wissenstransfer auf dem Gebiet des Förder-

mittelwesens und unterstützt die Vernetzung des Fachwis-

sens der Städte und Gemeinden und des Kreises, um es 

für die kommunale Gemeinschaft zugänglich und nutzbar 

zu machen. Hierdurch können höhere Fördersummen er-

zielt und die Kosten der Kommunen für notwendige Pro-

jekte gesenkt werden. 

 

Die Kooperation ist für eine Dauer von mindestens fünf Jah-

ren angelegt. Sie ermöglicht jährliche Einsparungen von 

Personal- und Sachaufwand der kommunalen Gemein-

schaft in sechsstelliger Höhe. Für ihre Zusammenarbeit ha-

ben die teilnehmenden Kommunen im Juli 2023 IKZ-För-

dermittel des Landes Hessen in Höhe von 150.000 EUR 

erhalten.  
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c)  Beschaffung von Feuerwehrbedarf, Organisation der Instandhaltung 

 

Die interkommunale Beschaffung von Feuerwehrbedarf und die 

gemeinsame Organisation der Instandhaltung von Feuerwehrge-

rät bietet den Städten und Gemeinden zahlreiche Vorteile. Hierzu 

gehört u.a. die Einsparung von Verwaltungsaufwand in den 

Kommunen und das Erzielen günstigerer Preise aufgrund hö-

herer Beschaffungsmengen. 14 der 15 Kreiskommunen haben 

daher zur Prüfung und Nutzung der Möglichkeiten einer interkom-

munalen Kooperation auf diesem Aufgabenfeld im Herbst 2021 das IKZ-Projekt „Gemeinsame 

Beschaffung von Feuerwehrbedarf und Organisation der Instandhaltung“ gestartet. Ziel des Pro-

jekts war … 

 eine bedarfsgerechte und wirtschaftliche Beschaffung und Instandhaltung von Feuerwehr-

bedarf für die projektbeteiligten Städte und Gemeinden sowie den Kreis Groß-Gerau 

 eine effiziente Organisation der Beschaffungsverfahren und der nachhaltigen Instandhal-

tung jetzt und in der Zukunft  

 die Bündelung sowie kontinuierliche Vorhaltung und Fortentwicklung des Fach- und Verfah-

renswissens zur Erreichung der o.g. Ziele.  

 

Unter „Feuerwehrbedarf“ werden alle für die Aufgabenwahrnehmung der Feuerwehr erforder-

lichen Ausrüstungs- und Ausstattungsgegenstände verstanden. Ein Beschaffungsverfahren um-

fasst den gesamten Prozess der Beschaffung von der Bedarfserhebung über die Abstimmung 

des Leistungsverzeichnisses und die Durchführung des Vergabeverfahrens bis zur Auslieferung 

der Güter und Dienstleistungen an die Auftraggeber. Die Organisation der Instandhaltung hat 

die Prüfung, Wartung und Pflege der feuerwehrtechnischen Ausrüstung zum Gegenstand.  

 

Zu Beginn des Projekts wurde die aktuelle Organisation des Beschaffungswesens und der In-

standhaltung in den projektbeteiligten Kommunen vergleichend betrachtet (Aufbau- und Ablau-

forganisation, Ressourceneinsatz, örtliche Besonderheiten). Hierzu wurde auch die örtliche Be-

darfslage in Bezug auf Beschaffungen und Instandhaltungsleistungen von feuerwehrtechni-

schem Gerät erhoben und ausgewertet (IST-Analyse).  

 

Als prioritäre Beschaffungsbedarfe zeigten sich hierbei Schläuche und Notstromerzeuger. Für 

diese wurden in der Folge Leistungsverzeichnisse erarbeitet und mit Unterstützung des Kom-

munalen Vergabezentrums im Jahr 2023 gemeinsame Beschaffungsverfahren durchgeführt. 

Zur Beschaffung von Notstromerzeugern hatten sich zudem im Vorjahr bereits mehrere Kom-

munen einem zeitgleich laufenden kreisweiten IKZ-Projekt „Beschaffung von Feuerwehrbedarf“ 

im Wetteraukreis angeschlossen. Diese landkreisübergreifende interkommunale Koopera-

tion war zusätzlich mit Einsparungen an Verwaltungsaufwand und mit positiven Ergebnissen 

bei den Beschaffungspreisen für die teilnehmenden Kommunen verbunden.  

 

Darüber hinaus wurden die seither gesondert für die Feuerwehren stattfindenden Prüfungen 

elektrischer Anlagen der Feuerwehren im Jahr 2023 mit der gleichartigen Aufgabenstellung 

der Rathäuser zusammengeführt und werden künftig von dort mit wahrgenommen. Auch dies 

trägt zur Einsparung von nicht unerheblichem Aufwand der Feuerwehren bei. Die nächsten ge-

meinsamen Beschaffungsverfahren werden die Feuerwehrkleidung der Einsatzabteilung 

und der Kinder- und Jugendfeuerwehren zum Gegenstand haben. Weiterhin wird im Bereich 

der Wartung und Instandhaltung eine Arbeitsgruppe „Feuerlöscher (tragbar)“ gegründet und 

entsprechende Bedarfserhebungen vorgenommen.  
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d)  Klimaschutz 

 

Mit dem Pariser Klimaabkommen verpflichten sich die Vertrags-

staaten, den Anstieg der globalen Temperatur auf deutlich unter 

2 Grad gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen so-

wie Anstrengungen zu unternehmen, um die Erwärmung auf  

1,5 Grad zu beschränken. Der europäische Grüne Deal soll Eu-

ropa bis 2050 klimaneutral machen. Damit dieses Ziel rechtsver-

bindlich wird, hat die EU-Kommission das Europäische Klimage-

setz vorgelegt, das auch ein neues, ehrgeizigeres Ziel zur Verringerung der Netto-Treibhaus-

gasemissionen bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber 1990 festlegt. Am 24.06.2021 hat der 

Deutsche Bundestag ein neues Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) beschlossen. Mit dem no-

vellierten Gesetz wird das deutsche Treibhausgasminderungsziel für das Jahr 2030 auf minus 

65 % gegenüber 1990 angehoben. Bislang galt ein Minderungsziel von minus 55 %. Der Inte-

grierte Klimaschutzplan Hessen 2025 (IKSP) schreibt in allen relevanten Handlungsfeldern wie 

Landwirtschaft, Biodiversität, Energie oder Verkehr insgesamt 140 Maßnahmen fest. Die wich-

tigsten Gesetze für ein Quartier sind das Gebäudeenergiegesetz (GEG), das Energiewirt-

schaftsgesetz (EnWG) und das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) bzw. Kraft-Wärme-Kopp-

lungsgesetz (KWKG), die unterschiedliche Regulierungsziele zugrunde legen.  

 

Um ihre Anstrengungen um den Klimaschutz auf der kommunalen Ebene zu bündeln und zur 

Erreichung der o.g. Ziele im Kreis Groß-Gerau beizutragen, haben alle 14 Städte und Gemein-

den des Kreises Groß-Gerau und der Kreis Groß-Gerau im Juli 2022 das IKZ-Projekt „Klima-

schutz“ gestartet. Das Projekt verfolgt folgende Ziele: 

 Erreichen der Treibhausgasneutralität bzw. Klimaneutralität der Städte und Gemeinden im 

Landkreis Groß-Gerau  

 Verbesserung der Klimafolgenanpassung der Städte und Gemeinden im Landkreis Groß-

Gerau  

 Ausbau erneuerbarer Energien  

 Energieeinsparung und Ressourcenschonung 

 

Zu Beginn des Projekts wurde im Rahmen der IST-Analyse eine Bestandsaufnahme der aktu-

ellen klimaschutzrelevanten Gegebenheiten in den projektbeteiligten Kommunen durchgeführt. 

Hier wurden u.a. Informationen über die vorhandenen Ressourcen für das Thema „Klimaschutz“ 

in den Rathäusern und im Kreishaus erhoben, die organisatorische Verankerung der Aufgabe 

in den Verwaltungen vergleichend betrachtet, vorhandene Klimaschutz-Konzeptionen zusam-

mengetragen sowie Informationen über politische Beschlüsse, aktuelle und absehbare mittel-

fristige Entwicklungen in den Kommunen rund um das Thema sowie örtliche Handlungsbedarfe 

mit Relevanz für das Thema „Klimaschutz“ abgefragt und ausgewertet.  

   

Nach der Auswertung von Best-Practice-Beispielen hat die Projektgruppe die möglichen Vor-

teile einer interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich des Klimaschutzes geprüft und ge-

meinsame Handlungsmöglichkeiten erarbeitet. Folgende Synergiefelder einer Zusammenar-

beit wurden dabei v.a. erkannt: 

 gemeinsamer Aufbau von Kommunikationsstrukturen zwischen den Kommunen und Kreis 

zum Thema Klimaschutz 

 gemeindeübergreifendes Wissensmanagement, Bündelung von Erfahrungen und Fach-

kompetenzen zum Klimaschutz 

 höhere Kosteneffizienz kreisweiter Konzepte im Vergleich zu kleinen Einzelkonzepten  
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 raumplanerische Vorteilhaftigkeit kreisweiter Konzepte im Vergleich zu kleinen Einzelkon-

zepten (bspw. Freiflächenphotovoltaik)  

 Möglichkeit der gemeinsamen Bestellung von Klimakoordinatoren/innen 

 größere Erfolghaftigkeit von Fördermittelanträgen durch gemeinsame Beantragung 

 umfassendere Beratungsangebote für Bürger/innen  

 Möglichkeit zur gemeinsamen Nutzung und zum Austausch von Materialien und Gerät-

schaften (bspw. Wärmebildkamera)  

 Möglichkeit des Verzichts auf den Einsatz externer Berater/innen aufgrund des Know-hows 

im Rahmen der kommunalen Gemeinschaft 

 

Die Projektgruppe hat auf dieser Grundlage verschiedene IKZ-Maßnahmen zur Umsetzung vor-

geschlagen. Diese befinden sich aktuell bereits in der Umsetzung oder liegen den Projektauf-

traggebern zur Entscheidung vor. Bereits realisiert ist u.a. der Kommunale Klimatreff. Hier 

treffen sich auf Einladung des Fachbereichs Klimaschutz des Kreises Groß-Gerau ca. 4 – 5-mal 

jährlich die Klimaschutzbeauftragten der Städte und Gemeinden, um ihr Wissen zu vernetzen, 

ihre Kompetenzen zu bündeln und Synergien für die Bewältigung der anstehenden Aufgaben 

zu schöpfen. In jeder Sitzung wird ein aktueller inhaltlicher Schwerpunkt gesetzt. Aus den Tref-

fen können neue interkommunale Projekte des Klimaschutzes entstehen, die anschließend in 

kleineren Gruppen bearbeitet werden können.  

 

Der Abschluss des IKZ-Projekts „Klimaschutz“ ist im Frühjahr 2024 vorgesehen. Die weiteren 

Ergebnisse werden im IKZ-Jahresbericht 2024 vorgestellt.        

 
e)  Organisation der Reinigung kommunaler Liegenschaften  
 

 Die Städte und Gemeinden des Kreises Groß-Gerau und der Kreis 

Groß-Gerau organisieren die Reinigung ihrer Liegenschaften in 

unterschiedlicher Form: mit eigenem Personal, durch die Beauf-

tragung externer Dienstleister oder in einer Mischform (externe 

Dienstleistung und Einsatz eigener Kräfte). Den Anforderungen 

der Arbeitgeberverantwortung (Personalrekrutierung, Personal-

führung und Gewährleistung der Ausfallsicherheit) und tarifbedingt 

oftmals höheren Kosten der Eigenreinigung stehen bei der externen Beauftragung oft Problem-

stellungen gegenüber wie Qualitätsmängel der Reinigung, wenn die kalkulierten Reinigungszei-

ten zu kurz bemessen sind oder keine ausreichende Qualitätskontrolle stattfindet, und Folge-

probleme bei der Sanktionierung von Schlechtleistungen (Aufwand des kommunalen Auftrag-

gebers für Kontrolle und Zahlungsminderung).  

 

Vor diesem Hintergrund haben 7 Städte und Gemeinden im Kreis Groß-Gerau und der Kreis 

Groß-Gerau im Januar 2023 das interkommunale Projekt „Reinigung kommunaler Liegenschaf-

ten“ gestartet. Ziel des Projektes ist, zu prüfen, ob eine interkommunale Aufgabenwahrnehmung 

zu einer Optimierung der Reinigung kommunaler Liegenschaften im Hinblick auf  

 Leistungsqualität  

 Wirtschaftlichkeit  

 Mitarbeiter/innen-Orientierung 

beitragen kann. Die Projektgruppe hat insbesondere folgende Ergebnisse zu erarbeiten: 
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1. IST-Analyse: u.a. 
 

a) vergleichende Übersicht der aktuellen Organisation der Reinigung in den projektbe-
teiligten Kommunen (u.a. Aufbau- und Ablauforganisation, Ressourceneinsatz, örtliche 
Besonderheiten, Erfahrungswerte) 

b) Erhebung der Bedarfslage vor Ort (z.B. bereits bekannte Handlungsbedarfe, kurz- 
und mittelfristige Zielsetzungen) 

c) Recherche bzgl. bereits bekannter Kooperationen (Best Practice-Beispiele)  
 

2. Prüfung der Vorteilhaftigkeit einer Kooperation der projektbeteiligten Kommunen:  
 

a) Darstellung der möglichen Synergieeffekte und/oder Nachteile einer gemeinsamen 
Aufgabenwahrnehmung  
 

Folgende Optimierungspotenziale sind u.a. zu betrachten: 

 Sicherstellung einer nachhaltigen qualitätsvollen Aufgabenerfüllung zu angemesse-
nen Kosten/Preisen 

 personalwirtschaftliche Vorteile, z.B.  
o Einsatz von Fachkräften der Gebäudereinigung 
o Personalentwicklungsmöglichkeiten für Reinigungspersonal (Qualifizierungsof-

fensive, Etablierung von Ausbildungsgängen der Gebäudereinigung, Anbieten 
von Ausbildungsplätzen, z.B. beim AVM)  

o Vertretungsmöglichkeiten bei Personalausfall  

 Prozessoptimierung, z.B. 
o gemeinsame Standards der Reinigung  
o gemeinsamer Ausschreibungsstandard (im Fall der externen Vergabe)  
o gemeinsames Kontrollsystem der Reinigungsleistung  

 zentraler Know-how-Aufbau für die Organisation und Durchführung von Reini-
gungsleistungen, Bündelung spezialisierten Personals und Fachwissens 
 

b) Definition der Voraussetzungen einer erfolgreichen interkommunalen Aufgabenwahr-
nehmung, u.a. Eckpunkte einer geeigneten Rechts- und Organisationsform, des Aufga-
benzuschnitts, der räumlichen Zuordnung, der Anforderungen an die Zusammenarbeit 

 

3. Fazit, ob eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung …  
a) empfohlen wird (ganz oder teilweise) 
b) nicht empfohlen wird  
sowie Darstellung der Gründe für die jeweilige Empfehlung 

 

Soweit eine interkommunale Kooperation empfohlen wird: 

a) Vorschlag zum weiteren Vorgehen (= SOLL-Konzeption) - Vorschlag für künftiges Or-
ganisationsmodell, den Aufgabenzuschnitt, die räumliche Zuordnung, die erforderli-
che Personal- und Sachmittelausstattung, sonstige Voraussetzungen einer erfolgrei-
chen Zusammenarbeit 

b) Darstellung der weiteren notwendigen Arbeitsschritte zur erfolgreichen Umsetzung der 
Kooperation  

c) Erarbeitung der Gremienvorlage  
 

Der Abschluss des IKZ-Projekts „Reinigung kommunaler Liegenschaften“ ist im Frühjahr 2024 

vorgesehen. Die Projektergebnisse werden im IKZ-Jahresbericht 2024 vorgestellt.  
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f)  Umsetzung Hinweisgeberschutzgesetz 

 

 Am 2.7.2023 ist das Gesetz für einen besseren Schutz hinweis-

gebender Personen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum 

Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht mel-

den (Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG) in Kraft getreten. 

Gemäß § 12 des Gesetzes haben Beschäftigungsgeber dafür zu 

sorgen, dass bei ihnen mindestens eine Stelle für interne Meldun-

gen eingerichtet ist und betrieben wird, an die sich Beschäftigte 

wenden können (interne Meldestellen). Für Gemeinden und Gemeindeverbände und solche Be-

schäftigungsgeber, die im Eigentum oder unter der Kontrolle von Gemeinden und Gemeinde-

verbänden stehen, gilt die Pflicht zur Einrichtung und zum Betrieb interner Meldestellen nach 

Maßgabe des jeweiligen Landesrechts. Das Unterlassen der Einrichtung einer internen Melde-

stelle kann mit einer Geldbuße bis zu 20.000 € geahndet werden. Gemäß § 42 Abs. 2 HinSchG 

wird die Bußgeldvorschrift ab 1.12.2023 angewendet.  

 
Zur Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes hat der Hessische Landtag das Hinweisge-

bermeldestellengesetz beschlossen, das am 6.6.2023 im Gesetz- und Verordnungsblatt ver-

kündet wurde und ebenfalls am 2.7.2023 in Kraft getreten ist. Danach sind Gemeinden und 

Gemeindeverbände verpflichtet, interne Meldestellen einzurichten und zu betreiben, an die sich 

ihre Beschäftigten wenden können, um Verstöße nach § 2 des Hinweisgeberschutzgesetzes 

mitzuteilen. Die Verpflichtung gilt auch für kommunale und kommunal kontrollierte Unterneh-

men, d.h. Unternehmen, bei denen eine mehr als 50%ige Beteiligung der öffentlichen Hand 

vorliegt. Ausgenommen von der Verpflichtung zur Einrichtung interner Meldestellen sind Ge-

meinden mit weniger als 10.000 Einwohner/innen oder mit weniger als 50 Beschäftigten. Dies 

sind im Kreis Groß-Gerau die Gemeinden Stockstadt am Rhein und Biebesheim am Rhein.  

 
Gemäß § 4 des Hinweisgebermeldestellengesetzes können Gemeinden und Landkreise in-

terne Meldestellen gemeinsam einrichten und betreiben oder einen Dritten mit der Auf-

gabe einer internen Meldestelle beauftragen (interkommunale Zusammenarbeit). Die 

13 Kreiskommunen, die zur Umsetzung der o.g. Regelungen verpflichtet sind, haben daher im 

September 2023 das interkommunale Projekt „Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes“ 

gestartet, um die für sie effizienteste und wirtschaftlichste Form der Realisierung der o.g. Vor-

schriften in ihren Verwaltungen und in den kommunalen und kommunal kontrollierten Unterneh-

men im Kreis Groß-Gerau zu erreichen.  

 
Der Abschluss des Projekts ist im Sommer 2024 vorgesehen. Die Projektergebnisse werden im 

IKZ-Jahresbericht 2024 vorgestellt.  

 
g)  Smart Cities / Smart Region 

 

 Digitale Lösungen haben das Potenzial, kommunale Verwaltun-

gen und Unternehmen bei ihren Aufgaben zu unterstützen und zu 

mehr Nachhaltigkeit und Effizienz beizutragen. Der Begriff „Smart 

Cities / Smart Region“ wird nachfolgend verstanden als offene 

und kooperative Regionalentwicklung mit Hilfe digitaler Lö-

sungen. Die Städte und Gemeinden des Kreises Groß-Gerau sind 

bei der Umsetzung smarter Lösungen unterschiedlich weit fortge-

schritten. Während einige Kommunen bereits vielfältige digitale Lösungen umsetzen, stehen 
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andere Kommunen noch am Anfang. Insbesondere die Problematik fehlender personeller und 

finanzieller Ressourcen hemmt die Kommunen, sich dieser komplexen Thematik zuzuwenden. 

Der Kreis Groß-Gerau hat das Thema aufgegriffen und im 1. Halbjahr 2023 eine Informations-

veranstaltung und gemeinsam mit Stadt.Land.Digital einen Regionenworkshop durchgeführt.  

 

14 der 15 Kreiskommunen haben sich auf dieser Grundlage im Oktober 2023 im IKZ-Projekt 

„Smart Cities / Smart Region“ zusammengeschlossen, um ihre seitherigen Erkenntnisse und 

Erfahrungen auf diesem Feld zusammenzuführen, die bevorstehenden Herausforderungen in 

den Kommunen aufzuzeigen und die Möglichkeiten ihrer Bewältigung in interkommunaler Zu-

sammenarbeit zu erarbeiten. Folgende Ziele werden durch das Projekt verfolgt: 
 

 Strategisches Ziel: 

Schaffung eines inklusiven, nachhaltigen, wettbewerbsfähigen und gemeinwohlorientierten 

Lebensraums Kreis Groß-Gerau durch die aktive Nutzung digitaler Potenziale  

 Operatives Ziel: 

Identifikation digitaler Lösungen (und deren Vernetzung), die sowohl die Kommunen bei 

ihren Aufgaben unterstützen als auch für die Bürger/innen des Kreises Groß-Gerau von 

Nutzen sind, sowie Prüfung ihrer Finanzierbarkeit und Umsetzbarkeit in interkommunaler 

Kooperation 

 

Der Abschluss des Projekts ist bis zum Jahresende 2024 vorgesehen. Erste Ergebnisse des 

Projekts werden im IKZ-Jahresbericht 2024 vorgestellt.  

 

1.2 Beispiel für standardisierten Projektablauf  
 

Alle in Abschnitt 1.1 aufgeführten Projekte werden von Projektgruppen bearbeitet, die sich aus 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der beteiligten Kommunen sowie der Leiterin der IKZ-Len-

kungsgruppe zusammensetzen. Soweit projektbeteiligte Kommunen kein Personal in eine Pro-

jektgruppe entsenden können oder möchten, werden deren Dienststellenleitungen durch die IKZ-

Lenkungsgruppe (siehe Abschnitt 2.1) regelmäßig über den Projektverlauf informiert und in Ent-

scheidungen über Projekt-Meilensteine einbezogen. Letzteres sind z.B. Entscheidungen über 

den Zeitrahmen des Projekts oder zum weiteren Vorgehen nach der Vorlage von Zwischen- und 

Abschlussberichten der Projektgruppe. 

 

Grundlage der Projektarbeit ist jeweils ein schriftlicher Projektauftrag. Die Entwicklung der Pro-

jektaufträge erfolgt stets vor dem Start eines Projekts unter Federführung der Leiterin der IKZ-

Lenkungsgruppe in Zusammenarbeit mit hieran interessierten Mitarbeiter/innen der Kommunen, 

die in ihren Dienststellen in den jeweiligen Aufgabenfeldern eingesetzt sind. Nach Erarbeitung 

des Entwurfs wird der Projektauftrag von der Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe allen Dienststel-

lenleitungen zur Abstimmung vorgelegt. So können die örtlich bestehenden Bedürfnisse und 

Erwartungen an das Projekt umfassend eingebracht werden und bestmöglich Berücksichtigung 

finden. Nach inhaltlicher Abstimmung mit allen am Projekt teilnahmeinteressierten Kommunen 

wird der Projektauftrag von den betreffenden Dienststellenleitungen unterzeichnet und das Pro-

jekt kann beginnen.  
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Nach dem Start eines Projekts erarbeitet die Projektgruppe zunächst den Entwurf des Projekt-

ablaufplans. Dieser wird anschließend durch die Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe mit den Auf-

traggebern (Dienststellenleitungen, die den Projektauftrag unterzeichnet haben) abgestimmt und 

stellt danach die verbindliche Grundlage für die weitere Projektsteuerung dar.  

 

Die Regeldauer eines IKZ-Prüfprojekts beträgt rund ein Jahr. Ziel eines Prüfprojekts ist die 

Klärung der grundsätzlichen Vorteilhaftigkeit interkommunaler Zusammenarbeit für eine be-

stimmte Aufgabe und – falls diese festgestellt wird - die Entwicklung von Handlungsvorschlägen 

für ihre organisatorische Umsetzung. Alle IKZ-Prüfprojekte gliedern sich in folgende Arbeitsab-

schnitte:  
 

I. Erteilung des Projektauftrags durch die Dienststellenleitungen der beteiligten Kommunen  

1. Erstellung des Entwurfs des Projektablaufplans durch die Projektgruppe, Abstimmung 

mit den Auftraggebern 

2. Durchführung der Ist-Analyse, d.h. vergleichende Gegenüberstellung der seitherigen Or-

ganisation der Aufgabenwahrnehmung in den projektbeteiligten Kommunen; Vorausset-

zung hierfür ist jeweils eine örtliche Erhebung (Fragebogen und Interviews) … 

 der örtlichen Aufbau- und Ablauforganisation zur Erfüllung der Aufgabe  

 des örtlichen Leistungsspektrums  

 des örtlichen Ressourceneinsatzes für die Aufgabenerfüllung  

 sonstiger steuerungsrelevanter örtlicher Kennzahlen und Rahmenbedingungen  

 der örtlichen Bedarfe und Besonderheiten in Bezug auf die Aufgabe 

3. Prüfung der Vorteilhaftigkeit einer möglichen IKZ für die Wahrnehmung der Aufgabe, die 

Projektgegenstand ist 

4. Fazit, ob IKZ empfohlen wird / nicht empfohlen wird / teilweise empfohlen wird, mit 

Begründung  

II. Zwischenbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 

Soweit im Zwischenbericht der Projektgruppe die IKZ-Vorteilhaftigkeit festgestellt wird und  

die Auftraggeber auf dieser Basis den Auftrag zur Fortsetzung des Projektes erteilen: 

5. Soll-Konzeption, d.h. Vorschlag für die optimale Organisations- und Rechtsform der  

interkommunalen Aufgabenwahrnehmung, Benennung der erforderlichen Arbeitsschritte 

zur Umsetzung  

6. Klärung der Möglichkeit der Fördermittelakquise für eine Kooperation  

7. regelmäßige Vorbereitung von Informationen über wesentliche Entwicklungen im Pro-

jektverlauf für die Dienststellenleitungen zur Unterrichtung der Beschäftigten und der Inte-

ressenvertretungen (Personalräte, Frauenbeauftragte, Schwerbehindertenvertretungen) 

III. Schlussbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 
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Die o.g. Standards jedes kreisweiten IKZ-Projekts illustriert auch die folgende Abbildung:  

 

Nach Abschluss jedes Prüfprojekts entscheiden die auftraggebenden Kommunen über die Um-

setzung der von der Projektgruppe empfohlenen Maßnahmen. Die Umsetzung erfolgt nach Be-

auftragung durch die Dienststellenleitungen in der Regel in einem nachfolgenden IKZ-Umset-

zungsprojekt in intensiver Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Ansprechpartnern der 

kooperationsinteressierten Kommunen vor Ort.  
 

Die Entscheidung über das Themenfeld für den Start eines neuen IKZ-Projekts erfolgt auf 

Vorschlag der IKZ-Lenkungsgruppe durch die Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen. 

Hierzu können aus allen Kommunen Themenvorschläge eingebracht werden.  

 

2. IKZ-unterstützende Maßnahmen  
 

2.1 Steuerung des IKZ-Prozesses   
 

Zur Steuerung des kreisweiten IKZ-Prozesses mit seinem vielfältigen Projektgeschehen und 

sonstigen Anforderungen wurde von den Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen im Jahr 

2013 mit dem Start des IKZ-Prozesses die IKZ-Lenkungsgruppe eingerichtet. Diese nimmt seit-

dem folgende Aufgaben wahr: 
 

 Priorisierung und Initiierung der Einzelprojekte der IKZ 

als Vorschlag für und in Abstimmung mit den Dienststellenleitungen der Kreiskommunen  
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 Projektsteuerung  

Vorbereitung der Projektaufträge, Abnahme von Projektberichten, Entscheidung über Pro-

jekt-Meilensteine 

 Organisation von Unterstützung für IKZ-Projekte  

methodisch, fachlich, ggf. Vermittlung bei Problemen oder drohendem Scheitern, soweit 

vor Ort Bedarf  

 Informationsmanagement bzgl. IKZ-relevanter Entwicklungen  

gegenüber der Politik und den Verwaltungen der Kommunen im Kreis Groß-Gerau  

 Organisation von Wissensmanagement im Gesamtprozess   

Nutzbarmachung der Erfahrungen aus Einzelprojekten – fachlich, methodisch, Fördermittel-

akquise usw. – für alle Kommunen, gemeinsames Lernen aus Erfolgen/Misserfolgen, Orga-

nisation von Fortbildungen zum Projektmanagement usw.  

 Sonstige Lenkungsaufgaben  

z.B. Festlegung von Standards und Strukturen 

 Ansprechpartner für den Gesamtprozess 

 Controlling/Evaluation des Gesamtprozesses  
 

Die IKZ-Lenkungsgruppe besteht aus sechs Mitgliedern, tagt in zweimonatlichem Turnus und 

setzte sich im Berichtszeitraum vom 1.11.2022 – 31.10.2023 wie folgt zusammen:  
 

 4 Ober-/Bürgermeister und haupt-

amtliche Erste Stadträte als Vertre-

ter von Süd-, Mittel- und Nordkreis  

sowie der Sonderstatusstadt:  

 BGM Thomas Schell, Biebesheim am Rhein  

 BGM Jan Fischer, Nauheim (bis Juni 2023) / 
EStR Karsten Groß, Mörfelden-Walldorf (ab Juli 
2023) 

 BGM Marcus Merkel, Büttelborn (ab April 2023) 

 OB Udo Bausch, Rüsselsheim am Main 

 Landrat des Kreises Groß-Gerau:  Thomas Will, Kreis Groß-Gerau 

 Leitung   Marion Götz, c/o Stadt Raunheim 
 

 

2.2 Organisation von Fortbildungen für Projektmanagement  
 

Erfolgreiche Projektarbeit setzt neben weiteren Rahmenbedingungen auch geschulte Verwal-

tungsmitarbeiter/innen voraus, die die Grundzüge des Projektmanagements kennen und in der 

Praxis anwenden können. Diese Qualifikation gilt es in den Verwaltungen der Kreiskommunen 

aufzubauen, soweit sie noch nicht vorhanden ist. Mit diesem Ziel wurden von der IKZ-Geschäfts-

stelle im Rathaus Raunheim für die Beschäftigten der 15 Kreiskommunen Fortbildungen zu 

den Grundlagen des Projektmanagements angeboten. Alle Seminare haben zu einem be-

sonders günstigen Preis als zweitägiges Inhouse-Seminar stattgefunden. 52 Mitarbeiter/innen 

aus 13 Kommunen des Kreises Groß-Gerau haben an den Schulungen teilgenommen. Die dort 

erworbenen theoretischen und praktischen Kenntnisse sind sowohl für IKZ-Projekte als auch in 

der sonstigen Tagesarbeit in den Kommunen nutzbringend einsetzbar.  
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2.3 Kontinuierliche IKZ-Arbeitsgruppen  
 

Zur kontinuierlichen Begleitung des kreisweiten IKZ-Prozesses auf der „Arbeitsebene“ sowie  

als Plattform für einen regelmäßigen Wissensaustausch zwischen den Verwaltungen wurde 

2013 mit dem Start des IKZ-Prozesses die „Arbeitsgruppe IKZ-interessierter Amtsleitungen“ 

eingerichtet. Diese besteht aus je 1 – 2 Mitarbeiter/innen der Stadt- und Gemeindeverwaltungen 

sowie der Kreisverwaltung Groß-Gerau, die von ihren Dienststellenleitungen entsandt werden. 

In der Regel sind dies die Hauptamtsleitungen und/oder die „IKZ-Beauftragten“ der Kommunen.  

 

Die Organisation und Koordination der Arbeitsgruppe und ihre Verzahnung mit den Arbeitsin-

halten der IKZ-Lenkungsgruppe sowie dem IKZ-Geschehen insgesamt erfolgt durch die Leiterin 

der IKZ-Lenkungsgruppe. Die „Arbeitsgruppe IKZ“ trifft sich in ca. vierteljährlichem Turnus und 

nach Bedarf. Regelhafter Bestandteil der Sitzungen sind aktuelle Informationen über die lau-

fenden IKZ-Projekte und sonstige IKZ-relevante Entwicklungen, der Austausch über örtlich 

bestehende Unterstützungswünsche und -bedarfe sowie die Einbringung interessierender Fra-

gen und Themen der Verwaltungsorganisation und –steuerung zur gemeinsamen Bearbeitung.  

 

Ein kontinuierlicher Austausch über wesentliche Entwicklungen und die Organisation von Zu-

sammenarbeit auf dem Gebiet der Verwaltungsdigitalisierung erfolgt seit 2018 zudem in der  

E-Government-Stammgruppe. Diese ist aus dem im Jahr 2018 abgeschlossenen IKZ-Projekt 

„E-Government“ hervorgegangen. Ihr gehören Mitarbeiter/innen aller Kreiskommunen an, die 

für Aufgaben der Digitalisierung zuständig sind. Aktuelles Schwerpunktthema in der E-Govern-

ment-Stammgruppe ist neben laufenden E-Government-Projekten der Kreiskommunen die Um-

setzung des Online-Zugangs-Gesetzes (OZG).  

 
2.4 Informationsmanagement  
 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit ist das 

zielgerichtete und verzahnte Zusammenwirken aller Ebenen und Beteiligten in Verwaltung und 

Politik. Um dieses zu unterstützen, erfolgt durch die Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe seit dem 

Start des IKZ-Prozesses im Jahr 2013 eine kontinuierliche und einheitliche Information aller 

Dienststellenleitungen über IKZ-relevante Entwicklungen im und für das Kreisgebiet.  

 

Darüber hinaus ist eine regelmäßige Information der ehrenamtlichen Mandatsträger/innen 

in den Städten und Gemeinden sowie im Kreis über die wesentlichen Entwicklungen der IKZ für 

den Erfolg des Prozesses unabdingbar. Sie ist auch Voraussetzung, um erforderliche Entschei-

dungen der politischen Gremien auf einer qualifizierten Informationsbasis treffen zu können.  

 

Zur Unterrichtung der politischen Gremien sowie von Presse und Öffentlichkeit über die Ent-

wicklungen im kreisweiten IKZ-Prozess wird daher seit 2014 jährlich ein schriftlicher IKZ-

Zwischenbericht herausgegeben. Alle Jahresberichte sind auf der kreisweiten IKZ-Website 

https://ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Download abrufbar. 
 

https://ikz.imkreisgg.de/
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Darüber hinaus bietet die IKZ-Lenkungsgruppe regelmäßig Informationsveranstaltungen für 

ehrenamtliche Mandatsträger/innen zum Sachstand der interkommunalen Zusammenarbeit 

im Kreisgebiet an. Zielgruppe dieser Veranstaltungen sind die Vorsitzenden der Vertretungskör-

perschaften, die Fraktionsvorsitzenden und die Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen 

als „Multiplikatoren“ für ihre örtlichen Gremien. Die letzte Informationsveranstaltung hat im Ok-

tober 2022 stattgefunden. 39 Mandatsträger/innen aus 14 Kreiskommunen haben an der Ver-

anstaltung teilgenommen.  
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Als jederzeit nutzbare aktuelle Informationsplattform steht zudem die Website der interkom-

munalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau zur Verfügung. Unter https://ikz.imk-

reisgg.de  können im Bereich „Informationen“ alle IKZ-Jahresberichte, Pressemitteilungen, Prä-

sentationen, ausgewählte Beschlussvorlagen und weitere Materialien als Download abgerufen 

werden. Der Bereich „Intern“ dient zum digitalen Informationsaustausch innerhalb der zahlrei-

chen IKZ-Projekt- und Arbeitsgruppen. Die dortigen Dokumente und Materialien sind kennwort-

geschützt und nur für die Mitglieder der jeweiligen Projekt- und Arbeitsgruppen zugänglich. Ex-

ternen Besucherinnen und Besuchern der Website vermittelt die Ansicht „Intern“ eine bildhafte 

Übersicht über die seit 2013 bearbeiteten Projektfelder im kreisweiten IKZ-Prozess. Interessier-

ten Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern kommunaler Gremien, anderen Kommunen sowie 

IKZ-interessierten Vertreter/innen und Mitarbeiter/innen von Behörden und Institutionen ermög-

licht die Website jederzeit, alle wesentlichen Informationen über das kreisweite IKZ-Geschehen 

gebündelt und „auf Knopfdruck“ verfolgen zu können.  

 

Die aktuelle Information von Presse und Öffentlichkeit über neue IKZ-Entwicklungen erfolgt dar-

über hinaus durch Pressemitteilungen sowie durch projektbezogene Informationen auf An-

frage örtlicher und überörtlicher Presseredaktionen, interessierter Organisationen und Instituti-

onen.  

 

Exemplarisch für die regionale und überregionale Berichterstattung sind nachfolgende Aus-

züge abgebildet (Download dieser und weiterer Beispiele auch unter https://ikz.imkreisgg.de / 

Informationen / Downloads): 

 

 Der Gemeinderat (bundesweit erscheinendes „Magazin für die kommunale Praxis“),  

April 2022  

 

https://ikz.imkreisgg.de/
https://ikz.imkreisgg.de/
https://ikz.imkreisgg.de/
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 Hessische Städte- und Gemeindezeitung (landesweit erscheinende Zeitung des Hessi-

schen Städte- und Gemeindebundes, Mai 2022) 

  
 

 DEMO (bundesweit erscheinendes Magazin der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-

lands für Kommunalpolitik, August 2022) 
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Über die obigen Medien hinaus war der kreisweite IKZ-Prozess, seine Steuerung und Arbeits-

methodik sowie die daraus resultierenden vielfältigen Ergebnisse im Kreis Groß-Gerau im 

Herbst 2020 Gegenstand eines verwaltungswissenschaftlichen Forschungsprojekts der Her-

tie School, Berlin. Im Rahmen des EU-Projekts TROPICO wurde die Zusammenarbeit in und 

zwischen öffentlichen Verwaltungen in einem europäischen Vergleich analysiert. Das 

TROPICO-Konsortium setzt sich aus 12 führenden Universitäten aus 10 europäischen Ländern 

zusammen. Das IKZ-Modell im Kreis Groß-Gerau wurde im Rahmen eines der Arbeitspakete 

als einziges Beispiel Deutschlands ausgewählt.  

 

Auch in Fachforen und Informationsveranstaltungen hessischer Ministerien, der hessischen 

kommunalen Spitzenverbände und anderer Institutionen bestand im Berichtszeitraum immer 

wieder Interesse an der Arbeitsmethodik und den Ergebnissen des IKZ-Prozesses im Kreis 

Groß-Gerau. Dies wurden zuletzt auf dem 6. Cybersicherheitsgipfel Hessen im Juni 2023 in 

Wiesbaden vorgestellt … 
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… und im Oktober 2023 in der Arbeitsgruppe „Cybersicherheit“ des Hessischen Land-

kreistags. 
 

 

 

 

Darüber hinaus bestand auf Einladung des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport 

im September 2023 Gelegenheit, in der IKZ-Fachtagung „Zukunftsfähige Kommunen durch 

Interkommunale Zusammenarbeit“ vor einem interessierten Publikum über die vielfältigen Er-

gebnisse des 10-jährigen Prozesses der interkommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Ge-

rau zu berichten. Die dortige Präsentation ist auf der IKZ-Website https://ikz.imkreisgg.de unter 

„Informationen“ als Download abrufbar. 

 

 

  
 
 
 
 
 
 

https://ikz.imkreisgg.de/
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Auch das Kommunale Beratungszentrum Hessen beim Hessischen Ministerium des In-

nern und für Sport berichtet auf seiner landesweiten IKZ-Website über die Ergebnisse des 

IKZ-Prozesses im Kreis Groß-Gerau … 

 
 
… und hat dort eine neue Kolumne „Kontinuierliche kreisweite Prozesse der interkommunalen 

Zusammenarbeit“ eingerichtet, in der hessenweit allein der Kreis Groß-Gerau vertreten ist.  
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Im Berichtszeitraum von November 2021 - Oktober 2022 war auch weiterhin ein hohes Interesse 

an den IKZ-Aktivitäten im Kreis Groß-Gerau in Form von Kontaktaufnahmen und Anfragen 

von Kommunen, Behörden, öffentlichen und privaten Institutionen, der Presse sowie Bürgerin-

nen und Bürgern zu verzeichnen. Dies kommt beispielhaft in folgender Übersicht zum Ausdruck: 
  

 
 

2.5 Weitere IKZ-fördernde Aktivitäten 
 

Über die oben dargestellten Maßnahmen hinaus haben von Seiten der IKZ-Geschäftsstelle  

(= Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe) im Berichtszeitraum folgende weitere Aktivitäten zur För-

derung der interkommunalen Zusammenarbeit stattgefunden:  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen bei Fragen in Zusammenhang 

mit örtlichen IKZ-Projekten oder sonstigen Projekten durch Zur-Verfügung-Stellung von 

Information und Kommunikation 

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen bei der Beantwortung von Fragen der 

überörtlichen Rechnungsprüfung zum Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“ in Be-

zug auf die jeweilige Kommune  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen bei der Beantragung von För-

dermitteln für IKZ-Maßnahmen  

 Unterstützung kreisangehöriger und sonstiger Kommunen in Verfahrensfragen bei Anzei-

gen interkommunaler Kooperationen an die Aufsichtsbehörde gemäß § 127 a HGO  
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 Unterstützung von Studierenden hessischer Hochschulen bei Studienarbeiten und Fra-

gen rund um das Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“ 

 Präsentationen und Informationen über Verlauf und Ergebnisse des kreisweiten IKZ-Pro-

zesses und einzelner Projekte an anfragende Kommunen und Institutionen (regional und 

bundesweit) 

 

2.6  Ausblick  
 
Nach Beendigung der aktuell laufenden Projekte werden im Jahr 2024 weitere kreisweite IKZ-

Projekte nach Abstimmung der priorisierten Handlungsfelder in der Gemeinschaft der Kreis-

kommunen folgen. Dabei zeigt sich immer wieder der Vorteil einer dauerhaften interkommuna-

len Arbeitsstruktur, da diese jederzeit auch ein kurzfristiges Reagieren auf kommunale Hand-

lungsbedarfe ermöglicht. So konnten im Jahr 2023 binnen weniger Wochen interkommunale 

Projekte zur Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes und zur Informationssicherheit ge-

startet werden. Aktuell befindet sich ein kreisweites IKZ-Projekt zur Hitzeaktionsplanung in Vor-

bereitung.  

 

Zunehmende Bedeutung gewinnt auch der kreisgrenzen-übergreifende Austausch in der in-

terkommunalen Zusammenarbeit. So sind nach dem Vorbild des Kreises Groß-Gerau zwischen-

zeitlich auch in anderen Teilen Hessens einige gleichartige IKZ-Projekte und –Maßnahmen zur 

Umsetzung gelangt. Immer wieder sind zudem Anfragen aus anderen Landkreisen und Kom-

munen zu verzeichnen, die an der Organisationsstruktur der IKZ im Kreis Groß-Gerau teilhaben 

und/oder an einzelnen IKZ-Projekten teilnehmen möchten. Diesen Wünschen wird auch weiter-

hin im möglichen Rahmen gerne entsprochen und so der Know-how-Austausch auch überregi-

onal vorangebracht.  

 

 
 
Marion Götz 


